
Frank Laudenklos 
Rechtsarbeit ist Textarbeit 

Einige Bemerkungen zur Arbeitsweise der 
»Strukturierenden Rechtslehre« 

Anläßlich der Neuauflage von Friedrich Müllers »Strukturierender Rechts­
lehre. und .Juristischen Methodik. unternimmt der Autor den Versuch, das 

Konzept der .Strukt"rierenden Rechtslehre" darzustellen. Er skizziert dabei 
die rechtstheoretischen Voraussetzungen, die Bedeutung für die praktISche 
Rechtsarbeit und die kritische Rezeption des Konzepts. 

Die Red. 

Wie weit sich akademische Methodenlehre und die Praxis juristischen Entscheidens 

auseinanderentwickelt haben, hat J osef Esser [970 unter dem Eindruck eines Semi­

nars über» Juristische Methode der Praxis« ohne Rücksicht auf Irritationen formu­

liert: »Insgesamt ergab sich, daß unsere akademische Methodenlehre dem Richter 

weder Hilfe noch Kontrolle bedeutet.,,1 Das mag einerseits an der Praxis selbst, d. h. 

an der geringen Permeabilität richterlicher Arbeitsweise, liegen.' Die Praxis gehe 

nicht von doktrinären Schulmethoden aus, sondern treffe eine rein pragmatische 

Auswahl von Argumentations- und Interpretationsmitteln. l Andererseits bleiben die 

bekannten sibyllinischen Formeln vom Hin- und Herwandern des Blicks, von her­

meneutischem Verstehenshorizont, dialektischer Auieinanderbezogenheit von 

Norm und Fall lISW. zu allgemein und sind zu wenig auf die spezifische Situation 

juristischer Entscheidung bezogen, um dem Richter eine Hilfe für die Fallentschei­

dung zunächst überhaupt anbieten zu können. Diese Konzepte sind stark auf das 

»Verstehen« des Gesetzestextes ausgerichtet. Ganz unverkennbar sei jedoch, so Es­

ser, daß gerade das Problem des» Verstehens« des Gesetzestextes nicht im Vorder­

grund der Realität riclHerlicher Rechtsfindungsarbeit steht.< Die Difierenz zwischen 

Entscheidungstheorie und -praxis würde unter diesen Voraussetzungen in ein ande­

res Licht rücken: Sie wäre vor allem die Folge eines gegenüber den tatsächlichen 

Vorgängen richterlicher Rechtsarbeit stumm bleibenden methodologischen Kon­

zepts, das der Rechtspraxis keine Hilfe bieten kann, weil es die tatsächlichen 

Vorgänge nur unzureichend erfaßt. Bedingung der Möglichkeit eines Zusammenfüh­

rens von Entscheidungstheorie und -praxis ist aus dieser Perspektive, zunächst 

einmal ganz »undoktrinär« induktiv die tatsächlichen Vorgänge zur Kenntnis zu 

I Joscf Esser, Vorvcrsrandms unJ MerhodenwJhl ln der Rechtsprechung. Ration;;!.I1IJ[sgar:uHiel1 der nchter~ 
hchen Ents l:hcldungspr.lxls, Fr:mkfun .lm MJtn 1970, S. 7. 

1. Vgl. Jorg ßerkemJnn, Probleml' dcr Rl.'gelbdJung In der nchterlichen RechlSpr;):'( ls, in: M. Herber- , 
ger/V . Neumann/H. Rußm.nn (H~.), General iSit rung und IndiVidualiSierung Im Rech"Jenken (ARsr 
Belhef! Nr Nr. 45), SlUngJrI 199', S. 7-ll, hier: S. 8. 

) Josef [»er (rn. I), S. 7· 
4 Eb,b, S. 8. 
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nehmen und sich auf sie einzulassen, um auf dieser Grundlage eine Theorie prakti­

scher Rechtsarbeit - mithin eine "Theorie der Praxis« - zu entwickeln. 

Die entscheidungstheoretischen und rechtspraktischen Problem bereiche, denen sich 

eine so fundierte Theorie der Praxis stellen muß, sind genau zu bezeichnen. Vor 

allem das durch die nationalsozialistische Rechtsanwendung und die rechtstheoreti­

schen Figuren eines Denkens in konkreten Ordnungen sowie des konkret allgemei­

nen Begriffs mit aller Schärfe zum Ausdruck gekommene Problem des Verhältnisses 
von Norm "nd Faktum, also die Frage nach der Struktur von Rechtsnorm und Nor­

mativität, ist hier zu nennen. Daran schließt die Bestimmung von Inhalt und 

Reichweite der Gesetzesbindung unmittelbar an: Woran ist der Richter gebunden 

und wie wi.rd diese Bindung überhaupt realisiert? Die Ergebnisse einer Bearbeitung 

dieser Problembereiche können schließlich nur dann praktische Relevanz erlangen, 

wenn es gelingt, sie in ein Konzept vo n j,mstischer Methodik zu überführen, das 

praktisch verwe rtbare lösungs vorschläge für die zur Entscheidung aufgerufenen 

Funktionsträger anbieten kann. 

Zu diesen Fragen ist im Rahmen der Strukturierenden Rechtslehre seit mehr als 

dreißigjahren gearbeitet worden. BereilS '966 hat Friedrich Müller seine normtheo­

retische Untersuchung .,Normstruktur und Normativität. vorgelegt. Das norm­

strukturierende Konzept ist seitdem durch eine »Juristische Methodik« und viele 

weitere Untersuchungen systematisch ausgebaut, ergänzt sowie in weiten Bereichen 

der Rechtsordnung des Grundgesetzes erprobt worden. Die hierbei erzielten Ergeb­

nisse und Prä2isierungen wurden '984 erstmals unter dem Titel "Strukturierende 

Rechtslehre" zusammengefallt. Mittlerweile benennt der Name -St rukturierende 

Rechtslehre« nicht nur dieses Buch, sondern ein Gesamtkonzept, das spezielle Aus­

arbeitungen auf den Gebieten der Dogmatik des Verfassungs- und Verwaltungs­

rechIS, der juristischen Methodik sowie der Rechts- und Verfassungstheorie 

umfaßt. 

Rezipiert wird das strukturierende Konzept wenigstens in Deutschland bisher nur 

am Rande. Aussagen wie die, daß es .,derzeit keine ausgebaute Methode [gibt], deren 

rnhalt spezifisch auf die richterliche Regelbildung gerichtet ist«\' muten seltsam an, 

denn gen au damit beschäftigt sich die Strukturierende Rechtslehre VOn jeher, und die 

in diesem Rahmen entwickelte Methodik, deren Gegenstand gerade die richterliche 

»Regelbildung« ist, liegt seit t97' vor. Die Neuauflagen der "Strukturierenden 

Rechtslehre« und der »J uristischen Methodik« werden deshalb hier zum Anlaß ge­

nommen6, das st rukturierende Konzept darzustellen. Zunächst werden die rechts­

theoretischen Voraussetzungen, insbesondere der Begriff der Rechtsnorm, wie er in 

der .. Strukturierenden Rechtslehre" entwickelt ist, vorgestellt (I.). Hierbei wird auch 

auf die in diesem Zusammenhang entwickelte Terminologie einzugehen sein. Sodann 

soll anhand· der »Juristischen Methodik" die Bedeutung der rechtsnormtheoreti­

schen Ergebnisse für den Pro7..eß der praktischen Rechtsarbeit untersucht werden 

(2.). Dabei wird hauptsäc hlich zu berücksichtigen sein, ob die Umsetzung der 

Rechtsnormtheorie in eine für den Rechtsanwender handhabbare Methodik gelun­

gen ist - ob sie also dem wr Entscheidung berufenen Juristen für die problemati­

schen Fälle eine brauchbare Hilfe sein kann. Abschließend folgt ein Blick auf einige 

Aspekte der kritischen Rezeption des normstrukturierenden Konzepts (3.)' 

S Jorg Berkemann (Fn. !.), S. S; d.c:se Aus~:I :;(' Wird plusch:l l ubernommco von Kbu!i r uller, MJ.run Hen­
sehe, ~KeLne .$chblcnJ • .'_n Hunde wl'ckl'n! .. ; Pr3ktlkabiht.\ts l,bt'rlc~ungt:n bel der richte rl ichen Rcgdbd­
dung, KmV 1996.5 11- 76. IUi:r : S. 64-

6 Fnedri~h Muller, Strukturlerenoe Rec}Hslehre. 1 . Auflage, Bulin 1994; ders ., Jun~llsche Mcchol.hk. 
6. Auflage, Berlin 1996. 

'4J 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-2-142 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 20.01.2026, 08:11:23. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-2-142


I. Normstruktur und Normativität 

Was passiert tatsächlich in einer »funktionierenden« Rechtsordnung?' Was macht der 
zur Entscheidung berufene Richter oder Verwaltungsbeamte, kurz: der Rechtsarbei­
ter' , wenn er einen geltenden Rechtstext auf einen Fall »anwendet«) Für den 
Gesetzespositivismus und seine verschiedenen Spielarten9 war die Antwort auf diese 
Frage klar: Die Rechtsnorm wird auf der Grundlage einer Trennung von Norm und 
Faktum , von Recht und Wirklichkeit als etwas in sich Ruhendes, dem Rechtsarbeiter 

Vorgegebenes, begriffen." Dementsprechend wird Normativität statisch aufgefaßt, 
als etwas vor dem Fall Fertiges und Anwendungsbereites' ',das sich unmittelbar dem 
Gesetzestext entnehmen läßt. Die daraus folgenden Konsequenzen für die Beschrei­
bung der Rechtsarbeit sind bekannt: Juristische Arbeit am zu entscheidenden Fall 
wird grundsätzlich als Anwendung bereits vorfindlicher normativer Rechtsnormen 
verstanden; diese werden durch Auslegung auf den Fall zugeschnitten, bestenfalls 
konkretisiert; Norm und Fall werden durch ein Hin- und Herwandern des Blicks 
zwischen dem Tatbestand der Norm und dem Sachverhalt vermittelt; sodann wird 
der Fall unter den so gebildeten Obersatz subsumiert; in schwierigen Fällen wird 
diese spezifisch juristische Tätigkeit durch sozialwissenschaftiiche Arbeicsmethoden 
ergänzt. Für diese Konzeption einer .. lex ante casum« werden weder das Verhältnis 
von Recht und Wirklichkeit noch die verfassungsrechtlich geforderte Gesetzesbin­

dung (Art. 97 Abs. I, 20 Abs.3 GG) zum Problem . Die Rechtsnorm wird von 
Sachelementen nicht beeinflußt, ihr wird ruchts hinz ugefügt, was ihr zuvor nicht 
schon eignete: Konkretisierung wird verstanden als das Konkreter-Machen einer 
von vornherein inhaltlich »re ichhaltigen« Norm. Dieser Reichhaltigkeit braucht der 
für den zu entscheidenden Fall notwendige normative (Regelungs-)Aspekt wie ei­
nem Fundus nur entnommen zu werden . Das Entnommene regelt den Fall unmit­
telbar, braucht nicht mehr verändert zu werden; die Subsumtion kann direkt 
einsetzen, der Rechtsarbeiter ist durch den Inhalt der Norm gebunden. 
Beobachtet man hingegen die Rechtsprechung", so zeigt sich eine andere, wesentlich 
differenziertere Struktur vOn Konkretisierung. So werden Sachgesichtspunkte, die 
dem Gesetzestext und damit der »Norm« im herkömmlichen Verständnis nicht zu 
entnehmen sind, zu mitentscheidenden Bestandteilen der Reehtskonkretisierung ge­

macht. Die Maßstäbe für die Einbeziehung von Sachgcsichtspunkten werden jedoch 

7 Vgl. zu djescr für die Strukrurierende Rechtslehre zencr::den, erkenntnisleitenden Fngestdlung bereits 
Friedrich MLiHer, Rccht-Sprache-Gewalt, Berlin (975, S. 18. 
Dic~c Tcrminotugic wird vorgcschbgen in: Ebd., S. 16. 
Um bereits .:Ln dieser Stelle Mil!versdndnissen vorzubcu~cp.; Wenn die struk[urlerende Rechtslehre von 
dem Gescezespositivismus spricht. ve rk enne sie nicht, daß es sich dabei nil:ht um eine einheitl.iche, son­
dern um jeweils differierende Positionen handelt, die nur in ihrem :-'i!olorischen W:mdcl angemc~sen 'l.U 

begreifen sind. Es geht Ihr jedoch mcht um eine - nach den unterschjedlicht"n F:lcctten uer jeweiligen 
Erscheinungsform differenzierend<.' - Phanomcnologie des Ge~e(zespositivismus. Das Stichwort Geset ­
zespositivismus bezeichnet vielmehr eine diesen unl<:rschl<::dlichen Ausprlgungen gemeins:une Rechts­
normthcone. deren Grund;:Jl1n~hmen u.:.1. die der Idenli."'t vun Rechtsnorm und Normtexr. der Bindung 
des Richters uurch den zu erkennenden Inhalt der so verstandenen Rechtsnorm, dt~r ;;rrikten (normthe­
oretischen) Trennung von Recht und Wirklichkeit usw. sind und die heutt" nUi.:h die Grundb.ge 
verschiedener Mcthodiken 1St. Insofern fallen rur die Strukturterende R.:dwdehre POSltlVI!omus, Ncopo­
siuvismus (der hir die Subsumtion auf überposjrive Begriffe verweist ). als auch die verschiedenen 
Spiclanen des Antlposiuvismus (FrcirechtSsdlllle, Ril:hrcrrccht ) un ter den rechtsnormtheoreusch ver­
standenen Positivismusbegriff; vgl. Juristische Methodik, S. 166. 

10 Struktunerende Rechtslehre, 5. [8. 
I I BeispIelhaft für diese Auff.J.ssung: Bernd Rtithers. Die unbegrenzte Auslegung, 4. Aufbge, Heidelberg 

'99', S·4S). 460. 
t 2. In der Strukturierenden Rechtslehre (5. I [4-1",6) Wie der Juri susl:hen Methodik (5. )4-64) hauptsachlich 

die des BVerfG. 
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nicht erönert'" das Gericht ändert hierfür von Fall zu Fall seine Spielregeln, verfährt 

.. pragmatisch«, allerdings ohne daß an der generellen Struktur des Vorgehens we­

sentliche Änderungen festzustellen wären. Der Einbezug von Sachelementen erweist 

sich durchgehend als notwendiges, theoretisch jedoch unreflektiertes Kennzeichen 

richterlicher Rechtskonkretisierung. Wichtiges Zwischenergebnis dieser .. Anreiche­

rung. der Nonntexte mit Sachgesichtspunkten ist der Leitsatz. gleichgültig ob er der 

Uneilsbegründung vorangestellt oder in diese integriert ist. Er stellt die sprachliche 

Verbindung genau der Sprach- und Realdaten dar, die die konkrete Entscheidung des 

Falls mittragen. Erst dieses Zwischenergebnis im Prozeß der Konkretisierung ist 

normativ, und erst unter den Leitsatz kann subsumLert werden. Dieser - und nicht 

etwa schon der Nonntext - wird von der Strukturierenden Rechtslehre als erStes 

normatives Stadium im Ablauf der Konkretisierung als .. Rechtsnorm« bezeichnet. 

Der Gesetzestext, für die Strukturierende Rechtslehre der Normtext, ist damit also 

noch nLcht normativ. 

Das gilt nicht nur für die Konkretisierung von Verfassungsrecht, sondern grundsätz­

lich für alle Normtexte. Die Frage, ob der Eigner eines eingeschlossenen Schiffes eine 

Nutzungsbeeinträchtigung über § 82) Abs. I BGB als Eigentumsverletzung 

liquidieren kann, ist anhand des Normtextes von § 823 Abs. 1 BGB: 

(t) .. Wer vorsätzlich oder fahrlässig das [ ... ) Eigentum [ . .. ) eines anderen widerrechtlich ver­
let2t, ist dem anderen zum Ersa[z des daraus entstandenen Schadens verpflichtet...: 

nicht zu entscheiden. Vielmehr muß zunächst in einem weiteren Text : 

(2) ,.Die Verletzung des Eigentums an einer Sache kann nicht nur durch eine Beeinträchtig'ung 
der Sachsubstanz. sondern aucn durch eine sonsüge die Eigemumerbefugnisse treffende tat· 
silchliche Ei.nwirkung auf die Sache crfoJgenu 14 

festgelegt werden, daß eine Eigenrumsverletzung i. S. d. § 823 Abs. [ BGB nicht nur 

durch eine Substanzbeeinträchtigung erfolgen kann, sondern auch durch eine Beein­

trächtigung sonstiger Eigentümerbefugnisse. Aber auch dadurch ist der Fall noch 

nicht zu entscheiden. Noch ist ungeklärt, welche tatsächliche Wirklichkeitskonstel­

lation die .sonstigen Eigentümerbefugnisse« beeinträchtigen kann. Die Antwort 

liefert wiederum ein Text: 

()) "Wird ein Schiff durch ein vom Unterhalrspflichtigen eines schiffbaren Gewässers schuld­
baft verursachtes Schifbhnshindernis (hier: Balkensperre eines Anliegers z.ur 5tüczung einer 
bereits teilweise eingestürzten Haus- und Ufermauer) in einem Teil des Gewässers derart ei np 

geschlossen, daß es jede Bewegungsfreiheit verliert, so hafte< der Untcrhaltungspflichtige dem 
Schiffseigentümer nach § 82) Abs. ( BGB wegen Verletzung des Eigentums für den durch das 
Festliegen des Schiffes entstandenen Schaden ... " 

Erst an hand dieses Textes kann der Fall entschieden werden, denn er enthält genau 

die Sachelernente (für die Strukturierende Rechtslehre der Normbereich), die durch 

den normativen Leitgedanken (für die Strukturierende Rechtslehre das Normpro­

gramm; hier Text 2) des § 82) Abs. , BGB aus dem Fallbereich ausgewählt wurden. 

Erst aus diesem Text geht hervor, wie die im Normprogramm angesprochene Beein­

trächtigung der »sonstigen Eigentümerbefugnisse« durch »tatsächliche Einwirkung 

auf die Sache« erfolgen kann: durch eine Blockade, die dem Schiff jede Bewegungs­

freiheit nimmt. Die Elemente dieser Sachkonstellation sind also mitkonstiwtiv für 

eine Haftung nach § 82) Abs. , BGB. '·ln der Rechtsnorm (hier Text )) sind folglich 

I} Strukturierende Rech.sh.'hre. S. ~ I 5 mit ! l c!l\Vel.$en ~ur Rcchtsprechun' des B VertG . 
14 Normprogrlmm aus BGHZ 5 s. 15}. I ~? 

'S 8GHZ 55, I5J.lS •. 
16 Eingehende EntschC:ldung.\oanalysl.' VOn BG HZ 55. 153 ff. unter D:lr':Hdtunl:; Ja ve(schledenen Konkren-

/45 
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Normprogramm (Text 2) und Normbereich zu emem potentiell normatJven Text 

vereinigt. Aktuelle Normativität entsteht durch (jetzt tatsächlich unproblematische) 

Subsumtion des zu entscheidenden Falls unter die Rechtsnorm. Das Ergebnis dieses 

Vorgangs ist ein weiterer Text, die Entscheidungsnorm, im Zivilprozeß also der Ur­

teilstenor, der die konkrete Rechtsfolgenanordnung trifft. 

Die Beobachtung der Rechtsarbeit ergibt demnach ein völlig anderes Bild, als es der 

rechtsnonmheoretische Gesetzespositivismus glauben machen will. Die Rechts­

norm wird nicht als Text des Gesetzes aufgefunden, sie muß vom Rechtsarbeiter erst 

hergestellt werden." Nicht-normativer Normtext und (potentiell) normative 

Rechtsnorm sind scharf zu trennen, werden aber vom Positivismus beständig in eins 

gesetzt. Er behauptet, daß sc hon vorhanden ist, was tatsächlich vom Rechtsarbeiter 

erSt noch geleistet werden muß: nicht nur die Arbeit am Normtext (»Interpreta­

tion «), sondern auch die durch das Normprogramm normativ angeleitete Auswahl 

der die Entscheidung (mit- )tragenden sachgesichtspunkte (für die Strukturierende 
Rechtslehre die Normbereichsanalyse) und damit die Herstellung der Rechtsnorm. 

Die Rechtsnorm wird deshalb von der Strukturierenden Rechtslehre nicht länger als 

in sich ruhend und dem Bereich der Wirklichkeit kategorial entgegengesetzt gedacht. 

Sie wird als das aufgefaßt, als was sie sich beim Vorgang ihrer tatsächlichen Verwirk­

lichung erwiesen hat, »a ls verbindliches Modell sachlich bestimmter, in dieser 

Bestimmtheit aber nicht aufgehender Ordnung, als sachgeprägtes Ordnungsmo­
dell • .'s 

Wenn zu Beginn des Entscheidungsprozesses »lediglich« ein nicht-normativer 

Normtext vorhanden ist und der Rechtsarbeiter die normative Rechtsnorm erst her­

stellen muß, dann muß das statische Modell von Normativität durch ein dynami­

sches Ablaufmodell ersetzt werden, um adäquat beschreiben zu können, wie 

Rechtsarbeit tatsächlich funktioniert. Auch Normativität wird vom Rechtsarbeiter 
nicht in den Normtexten vorgefunden, ist keine inhärente Eigenschaft von Norm­

texten ,-sondern wird vom Rechtsarbeiter erzeugt. Wird die Rechtsnorm als sachge­

prägtes Ordnungsmodell aufgefaßt, deren integraler Bestandteil der Normbereich 

ist, dann steht Normativität für "die dynamische Eigenschaft der [ ... ) Rechtsnorm, 

die ihr zuzuordnende Wirklichkeit zu beeinflussen (konkrete Normati vi tät) und 
dabei durch diesen Ausschnitt von Realität selbst wieder beeinflußt und strukturiert 

zu werden (sachbestimmte Normativität)«." 

Methodologisch gewendet bedeutet das, daß die positivistische Subsumtionsdoktrin, 

die Rechtsnormen in Gesetzessam mlungen auffindet und nur noch konkreter ma­

chen will, das rechtsstaatlich sensibelste Konkretisierungsstadium, die tatsächlichen 

Vorgänge bei der Bearbeitung des Gesetzestextes sowie die Auswahl der sachele­

mente, die den Fall (mit-)entscheiden, gar nicht beschreiben kann. Eine rechtsstaat­
lichen Anforderungen genügende Darstellung dessen, was sich zwischen den 

Eingangsdaten des Rechtsfa lls und der ersten normativen Textstufe abspielt, ist für 

eine positivistische Methodik nicht möglich . Bei einer methodologisehen Verengung 

auf Subsumtion und Obersatzbildung bleiben die entscheidenden Vorgänge latent. 

sie rungs· und TextStufen siche mein Beitrag, Juristi sche Methodik hei Fncdrlch Muller, In : JO.1chim 
Rucken (Hrsg.), Zur neueren Methodik d!.:":> Zivdrcr.:hrs. B,lden-Bldc: n 1997 (Im Erschcl:lcn). 

17 Sirukturic:rcnd(' Rc(hrslehrt, S. In.: RNormkonkrcmu:rung 1St NlJ rmkomtfJlkIlOIi .... Hervorhebunl,; Im 

Ongln3!. 
.8 Struktunerende: Rc:r.: ht sJehrc. S. ~} 1, H~rvorhcbul1~ nicht 1m Orig ln.J1. Zum Konzept des s3.chbi"uimmu:n 

O(dnun~S'modells vSI. Strukturierende Rechtslehre, S. 16S-174 
19 Zu diesem Konz.c:pt von Norm:wvltat vgl. Strukturwrenae RedHslchre. S . l~6-t6}, hlc:r S. 2. 58. 
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z.Juristische Methodik als StrukturmodeLl der Rechtskonkretisierung 

Mit der Anerkennung dieser Struktur der Rechtskonkretisierung wird sie nicht etwa 

unsicherer. Unsicher war sie scho n immer, nur wurde sie durch Begriffe wie dcn der 

"Rechtsanwendung« als sicher ausgegeben. Die Beschreibung der Vorgänge ist zu­
nächst nur aufrichtiger geworden. Das ist eine notwendige Voraussetzung für die 

systematische Erfassu ng und Operarionalisierung des Ablaufs dcr Rechtskonkrcti­
sierung. Juristis cher Methodik kommt nun die Auigabe zu, die Strukturanalyse des 

Konkretisierungsvo rgangs durch ein Strukturmodell vo n Konkretisierung zu ergän­
z.e n, das die aUtä glichen Arbeitsweisen des Rechcsarbeiters auf den Begriff 
bringt. '0 

Auf den Begriff muß zunächst vor allem das gebracht werden, was bislang im ver­

borgenen geschehen ist: die Bildung der Rechtsnorm. Ausgangspunkt" sind die 
Fallerzählung und die dem Rechtsarbeiter einschlägig erscheinenden Normtexthy­

pothesen . Diese werden als Sprachdaten vo r all em mit Hilfe der in der Rechtswis­
senschaft entwickelten "canones«", aber auch anhand anderer anerkannter Hilfsmit ­
tel zur N ormtextbehandlung (z. B. besondere methodische Figuren der ein zelnen 

Rechtsgebiete sowie dogmatische, theoretische, rechtspolitische wie lösungstechni­
sche Elemente) im Hinblick auf die besonderen Probleme des Fallbereichs bearbei­
tet.') Die so häufig ins Feld. geführte " teleologische Auslegung« ist fü r die 
Strukturierende Rechtslehre kein eigenständiges Auslegungselement. Die Rede von 
der teleologischen Auslegung benennt nur d.as zu entwickelnde Ergebnis. Un.klar 

bleibt, wie und vor allem mit welchen Arbeitsmitteln es zu entwickeln ist. Die Frage 
nach dem "Sinn und Zweck « des zu konkretisierenden Normte<tes bildet allerdings 
eine selbständige Fragestellung bei der Arbeit mit anderen Konkretisierungselemen­

ten . In deren Rarunen und durch sie kontrolliert können te leologische Argumente 
entwickelt werden. D ami t ist zugleich die Grenze teleologi scher Argumentation be­
nannt. Wird einem Normtext eine Ratio zugeschrieben, die unter keinem anderen 

Konkretisierungsgesichtspunkt nachweisbar ist, so ist diese Zuschreibung eine 
normgelöste Unterstellung und muß subjektive Wertung bleiben." 
Die Interp retation sämtlicher Sprachdaten, also die Bearbe itung des Normtextes mit 
allen methodisch anerkannten Mitteln, ergibt das Normprogramm, den normativen 

Leitgedanken der weiteren Konkretisierung. Mit dessen H ilfe, d. h. also normativ 
angeleitet durch den Maßstab des Normprogramms, wählt der entscheidende 
Rechtsarbeiter aus dem Fallbereich die Teilmenge der für das Entscheidungsergebnis 
mit-normativen Tatsachen, d. h. den Normbereich, aus . Normbereich und Norm­

programm et geben die Rechtsnorm, unter die su bsumiert werden kann. Dadurch 
wird sie schließlich zur Entscheidungsnorm (Urteilstenor, En tscheidungsformel) in­
dividualjs iert. 

Vo r diesem Hintergrund wird deutlich, daß es im demokratischen Rechtsstaat des 
G rund gesetzes die Figur einer "Normatividt des Faktischen« nicht geben darf. D er 
an das Gese tz gebundene Richter hat den Fall nach Mallgabe des Gesetzes zu en t­
scheiden . In einer nachpositivistisch d ifferenzierenden Methodik heißt das, daß 

Fakten nie ungeptÜft bzw. am normativen Leitgedanken des Gesetzes vorb ei zum 

20 Juris tische Methodik, S. Zj f. 
II Zum Folgenden kurz.: JUristische MClhodik. S. 166-177 . 
.l.l Also gr:lmm.Jusches , system:l1l5chcs. historISches {UnH:r:suchungsgegl'llSland: Vorbuftr d("s Ijc lrl'nJen 

Normlexrcs} und gent:[lschcs (Untcrsuchungsscgensl;md : M::ucrlahen, die das Zu!itandekommen des 
Nonntextes dokumc:nu('n:n) Au sll'g,ungsdemcnt. vgl. Junsli sche Melhodlk, S. 205. 

l} Scruktunerende Rechtslehre. S . .!p . 
.14 Zu den "Clnone..s .. "Yli l. JUri stISche Methodik, S. 81-85 und passim; Zur teleologischen Aus legung ... g1. d.lS 

»Resume .. cbda auf S. lOS . 
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Bestandteil der Rechtsnorm werden dürfen. Sie werden vielmehr im Rahmen der 

Normbereichsanalyse einer doppelten Prüfung umerzogen": Gefragt wird erstens , 
ob die Fakten für das Normprogramm, das zuvor (auch) im Hinblick auf eben diese 

Fakten erarbeitet wurde, immer noch relevant sind, und zweitens, ob sie, wenn das 
der Fall ist, mit dem Normprogramm vereinbar sind. Sofern sie mit dem Normpro­

gramm nicht vereinbar sind, bleiben sie bloße Fakten und fallen aus dem weiteren 

Entscheidungsvorgang heraus. Sind sie dagegen nach wie vor relevant und mit dem 
Normprogramm vereinbar, bilden sie den Normbereich und tragen so als konstitu­

tiver Bestandteil die Entscheidung mit. 

Auch für die vieldiskutierte Frage einer Hierarchisierung der Konkretisierungsele­
mente schlägt die Strukturierende RechtSlehre eine differenzierte Anrwort vor. Es 

geht nicht darum, eine "abstrakte und generelle« Rangfolge festzulegen. Sondern es 

geht zunächst einmal darum, die Situation zu bestimmen, in der eine Regel zur 

Bestimmung der Rangfolge überhaupt gebraucht wird. Der Prozeß der Konkretisie­

rung ist grundsätz lich umfassend und unter Berücksichtigung aller für den Fall 

relevanten" methodischen Elemente durchzuführen. Diese sind unterschiedliche 

Fragestellungen, VOn denen "bald die eine, bald die andere wichtiger sein und sicht­

barer hervortreten« wird, so daß .die Stete Richtung der Aufmerksamkeit nach allen 
diesen Seiten unerläßlich ist«.'7 Relevant wird die Frage nach Vorzugsregeln erst in 

der SilUatiOn des methodologischen KonfliktS, wenn zwischen den mit Hilfe von 

unterschiedlichen Konkretisierungselementen entwickelten Deutungsvarianten ein 

frontaler Widerspruch besteht. Erst dieser frontale Widerspruch sich gegenseitig aus­
schließender DeulUngsvarianten im Einzelfall führt zur Notwendigkeit von Vor­

zugsregeln, die in dieser SilUation generell sein müssen, weil sie rechtSs13atlich 

generalisierbar sind und damit ihrerseitS ein wichtiges Element zur Rea.lisierung rich­
terlicher Gesetzesbi ndung darstellen. Sie bewahren die um die jeweilige Verständnis­

variante des Normtextes kämpfenden Parteien vor der Willkür einer Kadi-J ustiz, die 

Vorzugsregeln unter »besonderer Berücksichtigung des Einzelfalls«, d. h. vOn Fall zu 
Fall »pragmatisch« und für die streitenden Parteien unvorhersehbar bestimmt. Die 

Vorrangregel is t damit einer der Faktoren, die dem zwischen den Parteien stattfin­

denden semantischen Kamp!'! rechtsstaadiches Terrain sichern, indem sie diesen vor 

einer Instanz stattfinden läßt, die unparteiisch ist und sich nicht aus eigener Macht­

vollkommenheit auf eine Seite schlägt, sondern den Kampf am Maßstab des Rechts 

entscheidet. Denn die vorgeschlagene Vorzugsregel »fo lgt aus der durch die geltende 

(Verfassungs-)Rechtsordnung statuierten Verfassungs- und Rechtsgebundenheit 

staatlicher Funktionsausüb ung«" und ist damit normativ: Die Rangordnung der 

Konkretisierungselemente richtet sich nach der Normtextnähe des jeweiligen Kon­
kretisierungselements. Damit kommt es auf die konkrete Konfliktlage an'o, welcher 

nach NotTntcxrnähc und -bezug einzuteilenden Gruppe also die Konkretisierungs­

elemente angehören, die einander widerstreitende Verständnisvarianren erzeugenY 

25 Frtednch Muller, Junsti sl.'he Methodik - Ein Ge~prach im UmkreIS der RechtSlheonc, In: Verw:tltungs­
rundschau 4/9 4, S.I))-f}6, hll: r: S, IH. 

:6 Die pr3kt,.:sche Erbhrun~ zeigt, d3ß keineswl.'!:;s :111(: Konkrelislcrungs('lcmemc 10 jed~m F;all herangew~ 
};cn unu aktualisiert werden konnen; vgl. Junsmche Methodik, S. 2.50. 

l.l So {ur uie "CJnones" Fneunch K3r1 von S;lvlgny, System des heutigen ROffilschc:n R<:d1t.s . B3nd 1. Bc=r1lO 
,840 , S.ll S. 

28 Du: Reoue vom Scm::muschen K<lmpi meint In JuristIschem Kontcxt den Streit um die Gebr3uchswo.:l :.en 
l'ines !;~sel~lichen Ausdrucks ... gI. Ramer Wimmer, RJlph Chnsccnscn, PrJktlsch-scmJnusche Probleme 
ZWIschen ljn~u lS(lk und RechLStheone, In: Friedrich Mlillcr ( Hrsg.), Untersuchungen zur RcchuJingu­
l.Hik. Bcrlm 19 S~ . S . .fOr. 

19 Jumusche Methodik. S. 21 J. 

}o Zu dl'n verschH:dcnen Konfliktl3~en \'); 1. JurIStische Merhodlk, Abschnitt }}l.l (S.lSo-l.Sl)· 
} [ Zur Grupplerun)) der Kl.lnkretlslerur:::~clemente vgl. JUrlSmche Methoulk, Abschn,u}::: und i z. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-2-142 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 20.01.2026, 08:11:23. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-2-142


Für den problematischen Fall der Bestimmung der Grenze zulässiger Konkretisie­
rungsergebnisse haben aus den angeführten rechtsstaatlichen Gründen die am un­

mittelbarsten und ausschließlichsten auf Normtexte bezogenen Interpretationsele­
mente, also das grammatische und das systematische, Vorrang vor allen anderen." 

Die Anforderungen an die Vorzugs regeln sind damit nicht methodologisch, sondern 
verfassungsrechtlich begründet. Das methodisch Mögliche ist als solches in seinen 

Grenzen unabsehbar; methodisch möglich wäre auch eine ganz andere Vorrangregel. 
Es geht jedoch nicht um eine irgendwie methodische Vorrangregel "überhaupt«, 

sondern um eine durch die Vorgaben des Verfassungsrechts gesteuerte, interne Rela­
tionierung der einzelnen Vorrangaspekte in generalisierter Form, und damit nicht 

um das methodisch Mögliche, sondern um das rechtsstaat/ich Zulässige. 

Gleiches gilt für die Frage nach der Aufgabe der sog. Wortlautgrenze bzw. des syn­
onym gebrauchten "möglichen Wortsinns«)!, die beide die äußerste Grenze zulässi­
ger Konkretisierung markieren sollen. Die Anforderung, daß die Entscheidung mit 
dem Wortlaut noch vereinbar sein müsse, ist keine methodologische, sondern eine 
normativ-verfassungsrechtliche: Sie richtet sich an den über Art. 97 Abs. r, 20 Abs. 3 
GG gebundenen Rechtsarbeiter, dessen Entscheidung nur dann als gesetzlich gebun­
den angesehen werden soll, Wenn die darin vorgenommene Konkretisierung noch im 
Bereich des möglichen Wortsinns liegt. Im demokratischen Rechtsstaat des Bonner 
Grundgesetzes soll gerade das Verbleiben der konkreten Entscheidung innerhalb der 
Grenze des Wortlauts die Verwirklichung der fundamentalen Organisationselemente 
Gewaltenteilung und Volkssouveränität gewährleisten: Der Richter muß seine Ent­

scheidung an Normtexten legitimieren, die nicht er, sondern der Gesetzgeber gesetzt 
hat. 
Eine andere Frage ist allerdings, ob "Wortlaut« bzw. »möglicher Wortsinn« allein 
und unvermittelt die Grenze rechtsstaatlich zulässiger Konkretisierung aufzeigen 
können. Nimmt man den Begriff der Wortlautgrenze bzw. des möglichen Wortsinns 

unter Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Gewaltenteilungsgrundsatzes 
ernst, dann müßten bereits der vom Gesetzgeber gesetzte Normtext und »sein« Sinn 
bestimmt genug sein, um ihnen den »noch möglichen« Wortsinn entnehmen zu kön­
nen. Nur dann wäre es der vom Gesetzgeber gesetzte Text, der Grenzfunktion hat. 
Die Beobachtung der Rechtsprechung hat jedoch gezeigt, daß gerade die Unbe­

stimmtheit des Rechts, genauer: der Normtexte, in Bezug auf den zu entscheidenden 
Fall die Interpretation des Normtextes notwendig macht. Wie kann der insofern 
unbestimmte Ausgangspunkt der Normtextbearbeitung seinerseits die Grenze für 
das auf den Fall hin viel Bestimmtere sein? Selbst scheinbar ganz eindeutige Fälle 
verlieren bei näherer Betrachtung ihre Eindeutigkeit: Würde man aus § 823 Abs. [ 
BGB folgendes Normprogramm konstruieren: 

Die Verletzung des Eigentums an einer Sache kann durch eine Beeinträchtigung der SJchsub­
stanz erfolgenH 

so würde man auf die Frage, ob diese Konkretisierung im Rahmen des möglichen 
Wortsinns des § 823 Abs. [ BGB bleibt, antworten: selbstverständlich!l5 Wirklich 
"von selbst« verständlich? Ja, jedoch n.icht, weil der Wortlaut irgendetwas in dieser 
Hinsicht ),von selbst« besagt, sondern vor allem, weil es bereits viele solcher Norm­

programme, in denen das Tatbestandselement »Eigentumsverletzung« so »ausgelegt« 
wurde, gegeben hat und sie unter dem Stichwort »Substanzverletzung« zu einer 

32. JurIStische Methodik, S. 2P.. 
33 Vgl. :Hat[ vieler larenz, wlethodt::nlehre der Rechtswissenschah, 6. Auflage, BerlJn U.3.. 1991, S. }22. 

34 Ted-Normprogramm aus BGHZ 55, IS3. 159· 
35 Vgl. nur Hei,!) Korz, Deliktsrecht, 6. Auilage. Neuwled u.a. [994, Rz. 53: ·"völlig unproblematIsch ... . 
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15 0 feststehenden dogm atischen Figur zusammengefaßt worden sind, die nun ihrerseits 
als Kontext die [nterpreution des Normtextes ganz selbstverständlich leitet. Wie 
sieht es aber ohne Hinzunahme dieses verständnisleitenden dogmatischen Konkreti­
sierungselements aus? Wird denn durch die Beeinträchtigung der Substanz einer 
Sache das an dieser Sache bestehende Eigentum wirklich verletzt' Wird also z. B. 
durch die Beschädigung eines Autos das Eigentum des Eigentümers an diesem Auto 
verletzt? Er ist doch nach wie vor Eigentümer' Wenn das Eigentum des Eigentümers 
nach Beeinträchtigung der Sachsubsranz weiterbesteht, worin soll die Verletzung 
liegen' Zwar stellt die Beschädigung eine Beeinträchtigung der Sache dar; ob damit 
auch das Eigentumsrecht beeinträchtigt wird, ist für sich genommen alles andere als 
klar. Beeinträchtigt wird doch nur die Sache, das Auto, nicht das Eigentum - der 
Eigentümer bleibt ja Eigentümer' Ist mit dem oben fonnulierten Normprogramm 
dann nicht bereits die W'ortlautgrenze überschritten? Denn von einer Einwirkung 
auf eine Sache sagt der WOrtlaUt nichts. Nimmt man allein d iesen Nonntext, mütlten 
sich dann nicht alle vom Wortlaut des § 82} Abs. I BGB noch gedeckten Eigemums­
verletzungen auf das Eigenrumsrechc selbst beziehen? Eine Beeinträchtigung der 
Sachsubstanz wäre somit vom Wortlaut des § S2} Abs. I BGB nicht mehr gedeckt. 
Dann blieben für die Anwendung des § 82} Abs. 1 BGB nur die Fälle der Beeinträch­
tigung des Eigentumsrechts z. B. durch Rechtsentzug bei gutgläubigem Erwerb eines 
Drinen. Gerade in diesen Fällen wird jedoch die Eigenrumsverletzung ver­
nein[!}6 

Was Klarheit schaffen sollte, der Wortlaut einer »Norm« als sinnvoller Text, ist bei 
einer ohne jede Konkretisierung vorgenommenen, kontextunabhängigen Betrach­
tung der Grenzenlosigkeit des methodisch Möglichen ausgeliefert. Von selbst ver­
steht sich also nur, daß der Normtext allein und damit das, was Grenzfunktion 
haben soll, nicht selbst-verständlich ist. Der venneintlich klar vorgegebene Sinn" des 
Tatbestandselements Eigentumsverletzung ve rschwindet. Was bleibt, ist die blotle 
Zeichenkene »Eigentum ... verletzt«, deren gesetzgeberischer Sinn jedenfalls oh.ne 
zwingenden Kontext nicht einzufangen ist. 
H ier zeigt sich deutlich die Brüchigkeit der positivistischen Doktrin: Sinn lätlt sich 
einem Normten nicht einfach »e ntnehmen,<. So können auch die Wortlautgrenze 
und der vom möglichen Wortsinn abgesteckte Bereich keine yorfindlichen sprach.li­
ehen Größen sein, sie müssen vom Rechtsarbeiter für den konkreten Rechtsfall wie 
alles andere erst erarbeitet werden. Auch im Schrifttum zur juristischen Methodik 
wird der »mägüche Wortsinn« nicht ausschließlich durch Bezugnahme auf den 
Nonntext erfragt. Unter »möglichem Wonsinn« wird fast durchgehend das verstan­
den, »was nach dem allgemeinen oder dem jeweils als maßgeblich zu erachtenden 
Sprachgebrauch [des 1 Gesetzgebers - wenn auch nur unter besonderen Umständen­
noch als mit diesem Ausdruck gemeint verstanden werden kann .,." Die Sprachvor­

stellung des Gesetzgebers ermitteln heißt indes nichts anderes, als in den üblichen 
Konkretisierungsprozeß einzutreten und anhand der dargestellten Konkretisie­
rungselemente den Normte:<t zu bearbeiten . Wie anders wäre der Sprachgebrauch 
des Gesetzgebers zu ermineln als durch eine Analyse der Grammatik des Nonntex­
tes, durch Klärung des systematischen Kontextes, in den der Gesetzgeber den 

;6 V~1. MunchKomm.·Mertel1$, 1. Auflagt:, § SZ} Rz. 75. 
37 Zur U nh:lhbarkeit des Dogm:ls L'lnCS vom WI llen des Autors behc:rrschb:lTen Sinnzusammenh;\I1~s und 

den d:lf:\US folgenden rechtsrht:or(.'(i:.ch('n und methodologlschen Konsequenzen fur juristische.: Entsche,­
dungsvorg-ange Vt;1. jetzt. unter Rekur,~ J,uf J:lcque!'i DernJJ.. Junsmcht Methodik, S. :2.87-1.96. 

j8 Llr~nz, Melhodenlehre der Re,hISWI!;~en.schlft, 6. Aufbge. Berlin U. l. 199 1. S.3n; ebenso - aue den 
Sprlch~ebriluch lbstdlend - Remhold ZippdlUs. JUrlSusche Mt!thodcnlt.·hre . 5. Aufbge. S. 4J f. und 
Frlnz Bydlinskl. Jurislische Methodenlehre und Rcchtsbcgnfr. 1 . Au !:tge, Wien U . :I. '99 1, 5.467 i. 
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fraglichen Normtext gestellt hat (systematische Auslegung), durch einen Blick in die 
Gesetzgebungsmaterialien (genetische Auslegung), durch Berücksichtigung der dog­
matischen Figuren , die der Gesetzgeber möglicherweise positivieren wollte oder 
gegen die er möglicherweise den Normtext gesetzt hat (dogmatisches Konkretisie­

rungselement) usw. Die Vorstellung, daß der Normtext Ausdruck des gesetzgeberi­
schen Willens sei und demzufolge auf den dahinter liegenden Willen des Gesetzge­
bers verweise, muß sich die Bedingungen moderner Gesetzgebung in parlamentari­
schen Körperschaften entgegenhalten lassen. Der Normtext ist als Arbeitsergebnis 
der Legislative ein Verfahrensergebnis und damit Ausdruck des Verfahrens als Ge­

samtheit. Einzelne, im Verlauf der parlamentarischen Debatte gemachte Aussagen 
sind keine Bestandteile des Endergebnisses, sondern lediglich Züge im Verlauf seines 

Entstehens. Hinter dem Gesetz liegt also nichts als das gesamte parlamentarische 
Verfahren selbst.l 9 Gesetzgebungsmaterialien müssen folglich ihrerseits wie jeder 
Text interpretiert und aul den Normtext bezogen werden. Damit ist auch die Erar­
beitung der Wordautgrenze tatsäch.!ich nichts anderes als die Konkretisierung des 
Nonntextes durch Verarbeitung aller relevanten Sprachdaten im Hinblick auf eine 
bestimmte Fragestellung. Grenzlunktion kann also nur das Arbeitsergebnis dieser 
Konkretisierung, d. h. der konkretisierte Wortlaut und damit das Normprogramm 
haben.'o Jedoch nicht etwa lediglich dieser vom Rechtsarbeiter produzierte TeX/, 
sondern das Normprogramm und die methodisch schlüssig zu begründende und 
ehrlich darzustellende Produktion dieses Textes. 
Statt zu fragen, ob ein bestimmtes Ergebnis noch unter den möglichen Wortsinn 
eines gesetzlichen Ausdrucks fällt, wäre also realistischer zu Iragen, ob ein bestimm­
tes Ergebnis noch auf den Normtext plausibel zurückgefüh.rt werden kann oder 
nicht." Nur wenn das bejaht werden kann, ist die Grenze rechtsstaatlich zulässiger 
Konkretisierung nicht übersch.ritten. In diesem Kontext kann jetzt die Frage nach 
der Realisierung des verfassungsrechdichen Gesetzesbindungspostulats im Rahmen 
einer nachpositivistischen Rechtsnormtheorie und einer konsequent als Rechtser­
zeugungsreflexion ausgestalteten juristischen Methodik beantwortet werden. Geset­
zesbindung heißt nicht länger die Bindung des Richters d"rch den aufzufindenden 
Inhalt einer vorgegebenen Rechtsnorm. Sondern sie verlangt die Bindung des Rich­
ters an den Normtext als Eingangsdatum ' der Rechtserzeugung und an die nach 
rechtsstaatlichen Standards geformte Struktur des Rechtserzeugungsprozesses. 
Die Wortlautgrenze bzw. der scheinbar ohne weiteres Zutun ermittelte mögliche 
WortSinn ist vor diesem Hintergrund eine Illusion. Die Bindung des Richters und die 
Realisierung der Gewaltenteilung d .. rch diesen nicht mehr als eine Fiktion. Wer 
behauptet, er ermittle »lediglich. den möglichen Wortsinn, macht nichts anderes. als 
den Normtext zu konkretisieren, um so zu einer auf den Fall zugeschnittenen Be­
deutungsvariame zu gelangen. Dieser Konkretisierungsvorgang wird jedoch nicht als 
das ausgewiesen, was er ist. Da scheinbar nichtS anderes zu tun ist, als genau hinzu­
sehen und den Sprachgebrauch des Gesetzgebers zu ermitteln , wird nicht klar, wie 
tatsächlich gearbeitet wird. Die Ergebnisse müssen hingenommen werden, überprüf­
bar sind sie nicht. Das ist die Ideologie einer dem rechtsnorm theoretischen Positi­
vismus verhafteten Methodik: Sie tut nicht, was sie sagt, sagt aber auch nicht, was sie 
tatsächlich tut. 
Die im Rahmen der Strukturierenden Rechtslehre entwickelte Juristische Methodik 

39 Juliln Roben:s. Suchen, Sich verstandigen, Klmpicn: tb~ Umfeld der Spr:J.che, Deutsche ZelCSch nrt ur 
Philosophie 1994. S.8.p-S60. hier: S.8S9-

40 Vb!. dazu Jumtl st: ht: MedlOJlk, 5.196 f. 
41 Diese Zur~chnung mu H (ur den gc:sJ.ml~n Konkreus,crungsprozcß In der bcschnebcl1t:'1I Welse d:J.q.:c.\tdlt 

werden, "Iso von dt::- Entsch~ldu ngsnoml uber JJC RcclHs norm zuruck zum Normtex!. 
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/52 bietet dem Rechtsarbeiter hingegen die Möglichkeit, seine Arbeit mit ihrer Hilfe 
kritisch zu reflektieren und sie unter Berücksichtigung seiner Aufgabe im demokra­
tischen Rechtsstaat zu strukturieren. Hierfür hält sie ein induktiv entwickeltes und 
auf die tatsächlichen Bedingungen praktischer Rechtsarbeit hin ausgerichtetes In­
strumemarium bereit, das sich nicht lediglich in einer die wirklichen Vorgänge latent 
haltenden Metaphorik erschöpft, sondern mit dieser positivistischen Tradition kon­
sequent bricht. Der Blick wandert eben nicht nur zwischen Norm und Sachverhalt 
hin und her, er bleibt vielmehr innerhalb der einzelnen Stadien des Konkretisie­
rungsprozesses an unterschiedlichen Punkten hängen. Don macht der Rechtsarbei­
ter etwas, und das läßt sich beschreiben. Er ist nicht bloß passives Organ, gleichsam 
der sprechende Mund" des »e igentlich« sprechenden Normtex tes'J, sondern er han­
delt, er produziert Texte (das Normprogramm, die Rechts- und Entscheidungsnorm 
usw.) ausgehend vom Normtext. Diese Texte treten an die Stelle der ursprünglichen, 
jedoch nicht-normativen Texte, indem unter sie subsumiert wird und indem sie voll­
streckt werden .... 
Die genaue Ausarbeit ung der einzelnen Arbeitsschritte dieser Textproduktion im 
Rahmen einer juristischen Methodik ist Voraussetzung für eine Genauigkeit, die 
notwendig ist in einem Staat, der seine Legitimität gerade darin findet, »möglichst 
weitgehend mit formalisierter, kontrollierbarer, sprachlich vermittelter konstitutio­
neller Gewalt auszukommen«." Nur eine der Komplexität tatsächlicher Rechtsar­
beit adäquate Methodik,6 kann diese Genauigkeit zwar nicht garantieren, jedoch 
wenigstens ermöglichen, wenn sich der Rechtsarbeiter auf sie einläßt. Damit wird 
diese Methodik nicht präskriptiv." Mit ihrer konsequenten Anbindung an die nor­
mativen (methoden bezogenen) Vorgaben der Verfassung tranSformiert sie diese 
Vorgaben, indem sie sie in ein dem Rechtsarbeiter zur Verfügung stehendes, hand­
habbares Konzept juristischer Methodik überführt, das zu den Problemen prakti­
scher Rechtsarbeit dezidiert Stellung nimmt und - wie oben am Problem der 
Vorrangregeln und der Relevanz von Fakten für die Rechtskonkretisierung beispiel­
haft gezeigt - Lösungen anbieten kann. 

41 Zur Kritik dieser Vorslc:!lung ausführlich Ralph Chrislensen, Der Richter als Mund des sprechenden 
Texces. Zur Kruik dt."S gcselze5posit,vismchen Textmodells, in: Friednch MuHer (Hrsg.), Umcrsuchun­
gen zur RechtSlinguistIk . Imerdisziplinare Studien z.u praktischer St-mantik und Strukturierender Rechts­
lehre in Grundfngl'lI der jurislischen Methodik. Bcrlin 1989. S. 47 FE. 

43 D3 der Gesetz.estex( ntLhl-nOrmJliv ist, haue er, wenn cr denn sprechen solhe, uber dl!n konkreten Fall 
nichtS z.u s3gcn. Er muli, wenn moln bei dil!sem Bild bklbl!n will, erst zu einem Sprechen gebracht werden, 
jedoch nicht - durch Anschluß eines (richterlichen) Mundes - zu seinem eIgenen Sprechen. sondern zurn 
Sprechen des Richters, SOdolß der Rlchu!r sem Sprechen ln den Normtext binden kann. 

44 Der Rahmen fur die Produkeion dieser Texte ergIbt sich WIeder aus Texten, so dag m3n von eIner rechtS­
st:lldichen TextStruktur sprechen kann; vgl. zu dieser: Jurim~chc Methodik, S. 1)6 H. 

45 rriedrich Muller, Recht· )prache -'GeWollt , Berhn 1975, S. 31. 
46 Es hflOddt sich, golnz im Gegensatz zur Einschätzung Bcrnd Ruthers' (RIchterrecht - rechtSwidrig oder 

notwendig, AaR 1988, S. z68, .z. 8.z.), niche um eme ... selbstgewihlre terminologische Absonderung«, son­
dern um eine an den boobachttten Problemen pr3ktlscher RechtSarbei( ausgerichtete und 3n deren 
Komplexit3t 3ngepJ.ßtc Tcrminolo~le. Die Forderung des ·auf den Begriff b ringen(s) .. , cl. h. einer U ntt:r~ 
scheidung des Gesamtvorgolngs .. Rechtskonkrctislerung .. Iß einzelne funktion:lle Stadien und deren 
Benennung ist notwendig um die taLS:lchlichc-n Vorga.nge oldaqu:u besch reIben und d3mH uberh:lupt erst 
sprachlicher Kommufllka[lon und Kontrolle unterwerfen zu konnen. 

47 So 3bcr 2.. B. Wolfgang Seiler, HochstrichtcrJiche EnLScheidungsbegrundungen und Methode Im Zivil­
recht, Baden-Baden 199.2. , S. 10, Fn . .2.6, 
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3. Demokratietheoretische und sprachphilosophische Einwände 

Ingeborg Maus kritisiert das strukturierende Konzept vor allem aus demokratietheo­

retischer Perspektive. Eine Rechtsnormtheorie, die .den Regelungsbereich der 

Norm unter spezifischen Aspekten in die Norm hineinverlagert«'s, sei nicht geeig­

net, "dem Gesetzgeber ein Stück des unter justizstaatlichen Entwicklungen verlore­
nen Terrains zurückzugewinnen«. Die inhaltliche Entscheidung und Vermittlung 

von Recht und Wirklichkeit werde vom Gesetz auf die Rechtskonkretisierung verla­

gert, und demokratische Legitimität der Legalität werde nicht mehr am Gesetzge­
bungsverfahren, sondern an juristischer Methodik festgemacht. Die Strukturierende 

Rechtslehre stelle nicht auf demokratische Partizipation, sondern auf einen Konsens 

der Entscheidungsbetroffenen ab, der mit dem Bestand einer juristischen Methodik 

als rationaler, wissenschaftlicher Disziplin identifiziert werde. Rechtsst.atliche 
Methodik erscheine als Demokratie-Ersatz" 

Diese Kritik setzt zunächst voraus, daß es überhaupt möglich ist, durch Konstruk­
tion einer entsprechenden Rechtsnormtheorie dem Gesetzgeber ein Stück verlore­

nen Terrains zurückzugewinnen. Wie diese Rechtsnormtheorie aussehen muß, sagt 

Maus nicht ausdrücklich. Jedenfalls müsse sowohl die "Negation jedes eigenständi­
gen Sinns der Rechtsnorm« als auch deren "Verdinglichung« vermieden werden. 
Diese voluntarisiere und verschleiere den »eigentlichen Vorgang der Rechrsanwen­

dung«, jene erlaube es, noch als Arbeit am Recht auszugeben, was an anderer Stelle 
bereits als Arbeit gegen das Recht bezeichnet werde.'o Beides führt damit - so wäre 

ergänzend hinzuzufügen - in die gleiche Richtung: weg vom Gesetzgeber. Um das 
zu vermeiden, wird unter Verweis auf Gadamer behauptet, daß »der Text selbst einen 

Sinn (hat}<", und damit eine methodologische Grundannahme gemacht, die sich 

bereits im oben dargestellten Beispiel zu § 82) Abs. I BGB als unhaltbar erwiesen 
hat. Die methodologischen Konsequenzen dieser Voraussetzung führen zurück zu 
einem positivistischen Konzept juristischer Methodik. Der eigenständige Sinn des 

Textes soll »nur durch den Vorentwurf eines Sinnes im Vorverständnis des Interpre­

ten erschlossen werden [können)«. Das Ziel ist klar: .Verstehen dessen, was da­
steht.« Der Weg dorthin ist es weniger. Wie sich das Vorverständnis konstituiert, 
welche Rolle Tatsachen dabei spielen, an welcher Stelle sie relevant werden - alles das 

geht im allgemeinen hermeneutischen. Verstehensprozeß« unter und wird völlig 
unkontroliierbarY Vor allem fehlt es durch die Begrenzung juristischer Arbeit auf 

das Verstehen VOn Texten an einem tragfähigen methodischen Konzept für den Selek­
tionsvorgang der Realdaten, der von Maus zu Recht als "neuralgischer Punkt jeder 
Rechtsanwendung« bezeichnet wird.» Was vermieden werden sollte, wird durch die 
unbesehene Übertragung des hermeneutischen Konzepts, wie Gadamer es entwirft, 

48 Ingeborg Maus, Zur Problemallk des Rauonalit;üs- und Rechtss[Jatspostulat.s in der gegenwanigen jun­
stischen Methodik am Beispiel Friednch Mullers, in: Abendroth, Blanke, Prcuß u. :1_, Ordnungsmacht? , 
Frankfurt am M;I,in [98, (Zit.: Zur Problematik), S. 15J ff.. hier: S. 159; vgl. auch dieS., Pladoyer {ur eine 
rechtsgebil!tsspczifische Methodologie oder: wider den Impenalismus in der juristischen Methodend]s­
kussion, KritV 1991 (Zit.: Plädoyer), s. {07 H., hier: S. 11 &. Dort wIrd nunmehr zutreffend vom 

ormberelch ;lls BestandteIl der Norm gesprochen. 
49 Dies ., Zur Problematik (Fn. 48). S. ]72. 

So Dies., P1:idoyer (Fn. 48), S. 119. 

5 I Dies., ebd., S. 118; Her/orhebung nIcht Im OrigInal. 
52 Vgl. dazu die treffende Analyse von Pcter Rümer, Klclne BItte um ein wenig PositJvi.smus. Thesen 7.ur 

neutren Me-thoJcndi.sk.usslOn, in: Abendroth lL .1., Der Kampf um das Grundgesetz. Über die politische 
Bedeutung der Ve-rfassungSlnlCrprcl:J.tion, Frank.furt 3m Matn 1977. S. 87.94 L: .. Aus der wi ssenscllJ.fdi­
ehen und methodologlschcn Not m:lcht die herrschende Lehre vor allem in Gest:J.1r der TopIk und der 
Hermeneutik sogar noch eine Tugend, indem als Uberwindung des Gesetzespositivismus sdcH:n wird. 
was in Wirklichkeit die Elimtnicrung rallonalcr und demokratIScher Gesetz.gebung ist.« 

DIngeborg Maus. Pladoyer (Fn. 48), S. IIS. 

153 
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/54 gefördert: die Arbeit mit dem Text gegen den Autor des Textes und damit gegen den 
Gesetzgeber. 
Zwar ist die Einbeziehung von Tatsachen in das Zwischenergebnis der Konkretisie­
rung, das die Strukrurierende Rechtslehre .Rechtsnorm« nennt, tatsächlich der 
.neuralgische Punkt jeder Rechtsanwendung«. Es ist aber keineswegs so, daß dieser 
Selektionsvorgang nicht mehr »normativ zu steuern [ist], weil in den Prüfungsmaß­
stab dieser Selektion das zu Prüfende bereits eingegangen ist«." Prüfungsmaßsrab ist 
das Normprogramm, in das als Ergebnis der Interpretation aller Sprachdaren noch 
keine Realdaten eingegangen sind und das somit das zu Prüfende gerade noch nicht 
enthält." Auf diese Weise normativ angeleitet und als eigenständiges Konkretisie­
rungsstadium methodisch diszipliniert, wird gen au das Gegenteil von dem erreicht, 
was Maus als Defizit des strukturierenden Konzepts auszumachen meint: daß näm­
lich die Willkür in der Selektion der Sachverhaltsmerkmale der normativen Struktur 
selbst zugerechnet werde und der Richter damit Legitimationszwängen und Begrün­
dungspflichten enthoben sei.,6 Da der Rechtsarbeiter die Rechtsnorm herstellt und 
durch bewußte Selektion von »Sachverhaltsmerkmalen « am Maßstab des Norm­
programms Normativität erst produziert, gibt es keine vom Rechtsarbeiter unabhän­
gigen normativen Ergebnisse mehr. Diese Situation ist es, die - wird sie deutlich 
ausgesprochen - dem Rechtsarbeiter erhöhte Begründungsanforderungen auferlegt. 
Es genügt nun nicht mehr, lediglich .Gefundenes« oder .Erkanntes« zu benennen; 
vielmehr muß die Arbeit der Normkonstruktion in einer auf die tatsächlichen Vor­
gänge bezogenen Rechtserzeugungsreflexion dargestellt werden. Nur so wird klar, 
daß Normativität keine Eigenschaft von Normtexten ist und daß auch Normstruk­
tur nichts ist, das einfach vorgefunden wird und dem dann zur Entlasrung des 
Rechtsarbeiters etwas zugeschrieben werden könnte. Normstruktur ist nichts ande­
res als ein "wissenschaftliches Interpretotionsmodell für die Bedingungen des Zu­
standekommens und des Funktionierens rechtlicher Vorschriften «" und liegt damit 
jenseits dieser verdinglichenden Verständnisweisen. 
Das Ausklammern derjenigen Konkretisierungsvorgänge, die aus demokratietheore­
tischer Perspektive zum Problem werden, mag von der Absicht getragen sein, 
demokratischer Parti zipation stärkere Wirksamkeit zu verschaffen.'s Erreicht wird 

indessen nur das Gegenteil, wenn man den tatsächlichen Ablauf praktischer Rechts­
arbeit ignoriert und sich eine Rechcsnormtheorie zurechtlegt, die selbst die Spezifik 
juristischer Arbeit am Text nur unzureichend erfassen kann" Die Arbeit mit dem 
Text, d. h. die Selektion von Realdaten, wird unkontrollierbarer, unterbleiben wird 
sie nicht. Aufgabe einer Rechtsnormtheorie muß es statt dessen sein, den Prozeß der 
Recbtskonkretisierung zunächst einmal hinsichtlich seiner tatsächlichen Abläufe zu 
analysieren und diese dann in einem Modell theoretisch zu verarbeiten. Dazu gehört, 
daß die einzelnen Stationen der Rechtskonkretisierung voneinander abgegrenzt wer­
den und daß klargemacht wird, welche Zwischenergebnisse in den einzelnen Statio­
nen produziert werden. Dazu gehört aber auch, die Beziehung der einzelnen 
Stationen untereinander zu bestimmen und damit die Bedeutung der Zwischener­
gebnisse für das weitere Verfahren festzulegen . An genau diesem Punkt kommen 
grundgesetzliehe Fundamentalnormen wie auch methodenbezogene Normen der 

54 DIes., <:bd. 
S 5 Srrukwnerendc Rechtslehre, S . .15.1 L; Juris ti~ch\.' Methodik, z. B. 5. 176. 
56 lngeborg M:Jus, PI:idoyer (Fn . .. S) , S. 119· 

57 Juristische MClhoJlk, S. 1}9. 
58 VgJ. fngcborg Ma.us'. Zur Probltm.mK. (Fn.-\S). S. '71. 
59 Die Spezifik jurisuscher Texlarhcil, Jic ~It:h mit d ~m Bt:~: iff "Verstehen " nur un r..urelchcnd erfa!iscn J~ßt. 

eq:,ibt sich JU!i der Einbindung dt.·s Re",htsJrbc= iters In eint: slJ.:lchche RechtstnsUlution und deren Vorga­
ben. VgJ.: Juristisc hc= MethOdik, S. 294 . 
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Verfassung ins Spiel. Sie strukturieren die einzelnen Konkretisierungsstationen, in­

dem sie deren Verhältnis zueinanJer bestimmen. So konnte gezeigt werden, daß der 

Vorrang der Sprachdaten gegenüber den Realdaten und die Analyse des Normbe­

reichs am Maßstab des Normprogramms direkte Folgen normativer Anforderungen 
des Verfassungsrechts sind. Das rechtsnormtheoretische Modell der Strukturieren­

den Rechtslehre segne t also nicht etwa das Vorgehen einer zweifelhaften Praxis ab . 

Statt desse n werden die Stationen der Rechtsarbeit zur Kenntnis genommen und an 

den Strukturvorgaben des demokratischen Rechtss taats ausgerichtet. Das Demokra­

tieprinzip erfordert in Verbindung mit der verfassungsrechtlich normierten richterl i­

chen Gesetzesbindung, daß der Rechtsarbeiter seine Entscheidung soweit wie irgend 

möglich in Anbindung an den demokratisch legitimierten Normtext entwickelt. 

Diese Anforderung ist jedenfalls nur dann erfüllt, wenn sich »sachlogische Struktu­

ren" nicht am Normprogramm vorbei Normativität erschleichen und wenn sich im 

Fall eines methodologischen Konflikts eben nicht die in Zitierkartellen entwickelte 

dogmatische Figur, sondern d ie am unmittelbarsten auf den Normtext bezogenen 

Argumente durchsetzen . Nur so kann verhindert werden, was Maus befürchtet: dall 
sich die Normbereichsanalysen des Rechtsarbeiters gegenüber dem Regelungsbe­

reich, den der Gesetzgeber im Auge hatte, verselbstän digen. 60 

Es kann also nicht darum gehen, durch eine an den Problemen vorbeigehende 

Rechtsnormtheorie dem Gesetzgeber verlorenes Terrain zutÜckzugewinnen. Verlo­

renes Terrain kann er sich nur selbst zurückerobern , indem er die Bedingungen 
praktischer Rechtsarbeit ständig im Blick behält , bei der Produktion VOn Normtex­

ten deren technische Umsetzung im Justizalltag berücksicht igt und die Normtext­

produktion darauf abstimmt .6, Denn es ist keineswegs so, daß der Gesetzgeber 

»gänzlich unfähig [sei], bestimmenden Einfluß auf die Entscheidungen des Richters 

zu nehmen «. Wenn Manfred Herbert so die Position der Strukturierenden Rechts­
lehre charakterisiert, dann liegt dem ein bizarres Mißverständnis zugrunde" Der 

G esetzgeber kann die Entscheidung des Richters sehr wohl beeinflussen, aber nicht 
allein du rch den Normtext6l D er Gesetzgeber erhebt in der Tat, wie Herbert aus­

führt, »mit dem Erlaß eines Gesetzes einen verbindlichen normativen Anspruch, 

dem nach dem rechtsstaatlichen Prinzip der Gesetzesbindung - soweit wie möglich 
[ ... ]- Folge zu leisten ist«64 Frag·t sich nur, was möglich ist . Möglich ist es, den 

Normtext tatsächlich zum Ausgangs punkt der Entscheidung zu machen, ihn zu­

nächst also ernst zu nehmen und n icht von vornherein zu verbiegen (zu »korrigie­
ren «, oder »offensichtlich « vom Gesetzgeber nicht Gemeintes auszunehmen). Nicht 

möglich ist es hingegen, den Richrer im H inbl ic k auf den konkret zu entscheidenden 

60 Zu : Ingcborg Maus. Zur Problem:Hlk (Fn. 48), S. 1720 . 
6. Vgl. d:l7. \1 Strukturterende R!.!chtslchre, S. 171 : .... Gesetz<gebung erscheine n:imlich .,I~ vorweggenommene 

FaJIÖsung. Normtcxl.'ic [7..ung folglic h al s glcu~hsarn umgekehrte- und den sp:iteren Emscheidungsvorg.1ng 
i n SCIn('r Umkehrung vorwegnehmenJe Setzung von Entscheid ungsno rm..::n. ( ... J Damit N ormtexte mit 
einer :luch nur grunds:itzli..::h en Ch:lnce fur die durch sie bezweckten Wirkungen gesetzt werden können, 
muß ein Mmdestmnll .ln rcch tsstaadich ration:llen und methodisch regulären Entscheidungsvorg::ingen 
\'on Jen Setzcrn der Normtexte l . . . 1 anll1.Lplert werden.-

62. M:lnfred Herben . BI;' :;: prel.:hung: Fri('dnch Muller (Hrsg.). Untel'"suchungcn zU!'" RechtslinguIstik. m: 
Rcchtsthcone 1994. S. OJ H., hier: S. 5}6; rL3.hczu lcxtidcnusch :aut: h ders., Rechtstheorie als Spr:lchkri .. 
uk . Zum Einfluß WingenSt l' !ns .luf cl.(' RcchtSlheorle, ßo.cl en· B:ldcn 1995. S. 2.60-2.64 . ZltlC~rt wird die 
Besprechung. 

6) Der Gest:t:t.geber kClmmt, entgegen Jurgen Habermls, Wie- ist Legu lmlt.l{ durch Lcgalit;H mL.lg li ch. In : 
F:lku'l. it.:n und Gt:hun .;" S. HI, 56}. nicht erSt unter den Bed ingungen sozL"lls:t;ut1idu.::r POIHLk oh ne 
.. rcgubtonsches Recht .. l U$. Albn durch d,e seman tisch<!: Fo rm des C;csel7.es konnte dt·r Gcsct'.Lgcbcr 
Jusm·. und Verwaltung noch nie blndc~l. Es h:andclt sich hierbei um cln Strukt-urproblem der Rcchcskon · 
kretisu:runs. das auch be, einer höheren D ichte und Gc nJUlbkelt dl'r sprachlichen Elemen te dc!\ 
Normtextes Olein versChW tnJcL Vgl. JH~ Im Tex ~ folgenden Ausfuhrungcn. 

64 M. Herben (Fn. 62.), S. S}6; Hervorhrbung nicht Im Origin:d . 
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Fall unmittelbar durch den .. zu erkennen[ den ]«6S Inhalr des Normrexres zu binden 

und so die Entscheidung ZU beeinflussen. Der bloße Normrexr isr nichr-normariv 
und kann als solcher den konkreren Fall nichr verbindlich regeln. Das kann, wie sich 
im oben dargesrellren Fall einer Eigenrumsverlerzung durch Nurzungsbeeinrrächri­

gung gezeigr har, ersr eine vom Normrexr zu unrerscheidende TextslUfe (die Rechts­
norm), und zwar auch in den vOn Herbert als unproblemarisch angefühnen Fällen. 
Auf die Frage, ob jemand, der sich beim Ausfüllen einer Besrellkane verschrieben 

har, seine Willenserklärung nach § "9 Abs. 1 BGB anfechren kann, isr zunächsr zu 
anrworten: ja, wenn dieses Verschreiben ein Fall des § "9 Abs. 1 BGB isr. Ob es ein 
solcher Fall isr, kann nichr lediglich anhand des Normrexres emschieden werden. 

Dieser sagr über den konkreren Fall gar nichrs aus: In § 119 Abs. 1 BGB srehr nichrs 
über ein Verschreiben. Vor dem Hinrergrund einer srarken bedeurungsidealisrischen 
Tradirion kann es nichr deurlich genug formulierr werden: Ohne ein Hinzurreren des 

Richrers und dessen Handlungen "har« der Texr überhaupr keine Bedeurung, schon 
gar nichr .. für« den zur Enrscheidung srehenden Fall. Er isr eine bloße Zeichenketre, 

sprichwörtlich "rorer" Buchsrabe. 66 Ob das Verschreiben ein "Irrtum« über den "In­
halr« der "Erklärung« war, oder ob der Besreller eine "Erklärung diesen Inhalts 
überhaupr nichr abgeben wollre«, muß zunächsr durch den Richrer fesrgelegr und 
dargeran werden. Jemandem, der die Regeln des jurisrischen Sprachspiels nichr 
kennr, wird es schwer fallen zu besrimmen, ob der Fall des Verschreibens ein Fall des 

§ "9 Abs. [ BGB isr. Die Tarsache, daß dieser Fall in der jurisrischen Praxis keine 
Frage (mehr) aufwirfr, daß der Fall für den Zivilrichrer klar isr, zeigr, worum es gehr: 

Er kennr die Regeln dieses Spracbspiels, er weiß, daß das Verschreiben ein Fall des 
§ 119 Abs. 1 BGB isr. Kurz: Er weiß, wie § 119 Abs. 1 BGB gebraucht wird. Dieses 
Wissen über den Gebrauch ist aber alles andere als der "Inhalr« des Normrexres des 

§ 119 Abs. 1 BGB 6
7 Die Kennmis des Gebrauchs isr das Wissen um "mirgebrachre 

Verwendungsweisen, welche in der Gesralr von Enrscheidungen oder jurisrischer 
Dogmarik das neu zu findende Versrändnis beeinflussen«"s Nur wenn man das klar 
aussprichr, kann die Relevanz dieser mirgebrachren Verwendungsweisen für die 
Rechrsarbeir bestimmr und konrrollien werden. Wenn grammarisches und sysrema­

risches Konkrerisierungselement einer (ofrmals dogmarisierten) mirgebrachren Ver­
wendungsweise nichr enrgegensrehen, kann d;ese auch den konkreren Fall wieder 
sreuern. Sie kann aber auch von Ergebnissen, die mir normrexrnäheren Konkrerisie­
rungselemenren erarbeirer wurden, verdrängt werden. Die Rede von einem zu 
erkennenden Inhalr erhebr d;e veränderbaren Verwendungsweisen dagegen in einen 
SralUs unveränderbarer, subsranrieller Bedeutung und schiebr dem Geserzgeber da­
mit er was als von ihm gemachr umer, was tatsächlich ersr im Rahmen einer 

inrerpretativen Proxis erzeugt wurde. 
Nun zeigr sich, was die VOn Herbert angeführren einfachen Fälle einfach machr: die 

srabllisierende Funkrion einer mirgebrachre Verwendungsweisen sysremar;sch sam­
melnden und verarbeirenden Dogmarik. Wenn in diesen Fällen das dogmarische 

Konkrerisierungselemenr das Versrändnis des Normrexres sreuen und dam;t der Fall 
sofon enrschieden werden kann, dann deurer das nicht auf eine besondere Bestimmt­
heit i. S. einer "Eigenschafr« des Normtexres, sondern auf dessen er/eichrene Be-

65 Ders., S. 537. 
66 Vgl. Ludwig Wingenstein, Phdosophische Umersuchungen. § 431: "J edes Zeichen scheint , "/~m tot. Was 

gibt ihm Leben? - Im Gebrauch lebl C5« (Hervorhebungen lm Origin;lJ), in: ders., T ra CIllUS loglco­
phLlosophicus u. a., Fr:mkfun am M:un [984, S. 416. 

67 So ::tber wL Herben (Fn. 62.), S. 537: c:r spricht don vom Inhalt der Rechr.snorm, meint JI.:doch in der hLer 
verwendeten TcrrT1ll1oIo~ie den NomHext. 

68 ChrlStenscn/Wimmer (Fn.1S), S. 43· 
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stimmbarkeit hin. An der theoretischen Ausgangssituation ändert sich nichts: Alle 

Normtene sind, für sich genom men - d. h . ohne Kontexte, ohne mitgebrachte Ver­
wendungsweisen usw. - auf den Fall hin zunächst gleichermaßen unbestimmt. Sie 

sind hingegen - und das unterschlägt Herbert - in seh r unterschiedlichem Maße 
bestimmbar. Diese Bestimmbarkeit kann der Gesetzgeber durch die sprachliche 

Struktur, die er einem Normte:<t gibt, d. h. durch die Dichte und Genauigkeit der 

einzelnen sprachlichen Elemente, bis hin zur fast vollständigen Determination der 
Bestimmbarkeit, steuem.69 Aber auch in dieser Situation ist der Normtext im Hin­

blick auf den Fall nicht »bestimmt «. Auch hier muß der Rechtsarbeiter die Bedeu­

tung des Normtextes für den zu entscheidenden Fall erst fixieren. Daß es nicht um 

eine bedeutungsidealistische Best.immtheit geht, die den Richter in die Lage versetzt 

sehen will, -den Inhalt der einschlägigen Rechtsnorm zu erkennen«'o, sondern dall 

es für den Rechtsarbeiter vielmehr um eine je unterschiedliche Bestimmbarkeit geht, 

zeigt gerade das von Herben angeführte Beispiel des § 242 BGB. Dieser kann - wie 
auch die sog. unbestimmten Rechtsbegriffe - bei der Konkretisierung erhebliche 

Probleme aufwerfen. Er ist jedoch auf den Fall hin einfach zu bestimmen, sowei t 
bereits verfestigte Fallgruppen vorliegen, d. h. soweit eine stabile interpretative Pra­

xis besteht. Kein Richter wird heute noch daran zweifeln, daß der Geltendmachung 
einer Verjährungseinrede der Einwand der unzulässigen Rechtsausübung gern. § 242 

BGB entgegengesetzt werden kann, wenn der Schuldner durch sein früheres Verhal­
ten dem Gläubiger Anlaß dazu gegeben hat, vOn einer Unterbrechung der Verjäh­

rung abzusehen, denn dieses Verhalten des Schuldners fällt unter die Fallgruppe des 
.. venire contra factum proprium« und verstöllt damit gegen Treu und Glauben." Auf 

die rhetori sche Frage von Herben, ob denn z. B. die §§ 119 und 242 BGB in gleicher 

Weise unfähig seien, "dem Interpreten etwas Verbindliches vorzugeben«", muß die 
Antwort a lso lauten: ja, wenn mit dem »verbindlich Vorgegebenen« mehr als der 

Normtext gemeint ist. 
Mit der Abkehr von unhaltbar gewordenen linguistischen Fiktionen macht die 
Strukturierende Rechtslehre die "Krise der Kommunikation« nicht zum .. Normal­
falk" Das hieße, den doppelten Ansatz des strukturierenden Projekts, der Kritik 

und konstruktiv-methodische Strukturierung der Rechtsarbeit umfallt, zu verken­

nen. Nur soll ten die vermeintlich klaren Fälle nicht dazu verleiten, aus den Augen zu 
verlieren, w,e d,ese Klarheit gemacht wird, wie d,e Fälle klar werden. Die Struktu­

rierende Rechtslehre zeigt, wie Kommunikation funktioniert, die sich unter den 
spnifischen Bedingungen praktischer Rechtsarbeit abspielt. Und s ie zeigt deutlich, 

was nicht funktioniert: eine Bindung des Rechtsarbeiters durch blolle Zeichen ketten. 
Der Text selbst kann die Entscheidung nicht beherrschen. Der Rechrsanwender be­

herrscht vielmehr den Text und macht ihn sich für die Entscheidung gefügig. Erst der 
konsequente Bruch mit texttheoretischen Fiktionen kann die demokrat ietheoreti­
sche Problematik ausreichend deurlich machen . Der Gesetzgeber muß seine inhalt­

lichen Vorstellungen in (Norm-)Texten äußern, deren Bedeutung er (zumal für die je 

konkrete Anwendungssituation) nicht determinieren kann, d . h . in ei ner Form, die 
für sich genommen nicht garantieren kann, die gesetzgeberischen Vorgaben vom 

Parlament in den Prozeß der Konkretisierung hinüberzuretten und dort zu entfalren. 
Gleichzeitig erfordern jedoch Demokratieprinzip und Gewaltenteilungsgrundsatz, 

daß es eben gesetzgeberische Vorgaben sind, an denen die fallentscheidung auszu-

69 Vgl. 2. B. Jumrl'>che Methodik, S. 151 

70 M. Herben (,Fn. 62), S. 537-
71 Vgl. nur Kar! La.rt'n7., Schuldrecht Bd . I. Munchcn 1987, S. L H. 
71. M. Herben: (Fn. 6~), S. 537. 
7} 50 abe r M. Herben: (r·n. 61), 5. 537 
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richten ist. Dieses Paradox, den Rechtsarbeiter binden zu wollen, ohne ihn in der 

dafür vorgesehenen form tatsächlich binden zu können, zeigt die Bedeutung, die 
juristischer Methodik im demokratischen Rechtsstaat zukommt. Ein Staat, in dem 
die »Richtigkei,. und »Gleichheit« des Gesetzes durch das besondere Verfahren 
seines Zustandekommens, durch die demokratische Genesis im Rahmen der proze­
duralen Vorgaben der Verfassung, gewährleistet sein sollen und dessen Anspruch es 
iSt, Gerechtigkeit nicht nur im abstrakten Gesetz aufzuheben, sondern auch in des­
sen konkreter Anwendung zu aktualisieren, ist in einer nicht zu überschätzenden 

Weise auf eine juristische Praxis angewiesen, die an die durch das Gesetzgebungsver­
fahren erzeugte Legitimität anschließt und diese nicht ständig unterläuft. Juristische 
Methodik schafft für diese Praxis eine nach rechtsstaatlichen Vorgaben ausgerichtete, 
prästabilisierte Arbeitsumgebung, auf die sich der Gesetzgeber verlassen können 
muß , wenn er den Normtext in sie hineinstellt. Ihre Aufgabe ist es also, eine Arbeits­
technik zu entwickeln, die es ermöglicht, die Kopplung demokratischer Poli,ik und 

rechtsstaatlicher Form richterlicher Tätigkeit in die Praxis umzusetzen. Denn der 
Normtext als Ergebnis demokratischer Politik kann nur unter den Bedingungen 
rechtsstaatlicher Form juristischer Arbeit seine ihm zugedachte Funktion erfüllen. 
Juristische Methodik wird dadurch nicht zum »Demokratie-Ersatz«, sondern sie ist 

funktional ergänzend in einem Bereich, in dem demokratische Partizipation von 
Verfassungs wegen nicht vorgesehen ist. Die Rückkehr zu den Dogmen eines in der 
Rechtsnorm aufgehobenen Sinns oder vom zu erkennenden Inhalt der Norm, der 
den Richter unmittelbar binden soll, ändert nichts daran, daß der Rechtsarbeiter mit 
jeder Fallentscheidung die Bedeutung des Norm,extes erst festsetzen muß. Sie ent­
zieht diesen Vorgang allerdings der Kommunikation und ermöglicht es so, daß 
aktuelle, bloße Gewalt die Entscheidung dominiert und daß damit das Anliegen 
einer rechtsstaatlichen Methodik unterlaufen wird. »Im Sinne« der am Gesetzge­
bungsverfahren beteiligten Personen" wird nicht entschieden, wenn dem Gesetzge­
ber ein in Texten aufgehobener »Wille" für den jeweils zu entscheidenden Fall 
untergeschoben wird. Sondern nur dann, wenn der Normtext zum Ausgangspunkt 
der Entscheidung und Endpunk, der methodischen Zurechnung gemacht wird und 

wenn die Konkretisierung eine nach rechtsStaatlichen Standards geformte Struktur 
aufweis, - das ist es, worauf der Gesetzgeber einen »verbindlichen normativen An­

spruch erhebt«. 

74 Vc.L ders. , Rechmhconc 3ls SprlchkrHlk. Baden-Baden 1995, S . 2.64 . 
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